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EEE Nr. 66. 


(Nr. 7540.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
f Stadt Anklam, Regierungsbezirk Stettin, zum Betrage von 100,000 Tha⸗ 
lern. Vom 14. Oktober 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
Nachdem der Magiſtrat der Stadt Anklam im Einverſtändniſſe mit der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, zum Zwecke der Reguli⸗ 
rung der ſtädtiſchen Schuldverhältniſſe, namentlich der Umwandlung der bereits 
vorhandenen kündbaren Stadtſchulden in unkündbare, eine Anleihe von 100,000 
Thalern aufnehmen und zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zins⸗ 
kupons verſehene Stadt⸗Obligationen ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Ge⸗ 
mäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von 
Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch 
egenwärtiges Privilegium zur Ausſtellung von Einhundert tauſend Thalern 
bligationen der Stadt Anklam, welche in folgenden Apoints: 


50 Obligationen a 500 Thaler ..... 25,000 Thaler, 
125 ; , 2000 25,000 

250 . LEE 25,000 

500 s 200 . 25,000 


in Summa 100,000 Thaler, 

nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit 43 vom Hundert jährlich zu 
s verzinfen und, von Seiten der Gläubiger unkündbar, nach dem feſtgeſtellten 
„Tilgungsplane durch Auslooſung von jährlich mindeſtens Einem Prozent der Ka⸗ 
pitalſchuld, unter Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, innerhalb 
längſtens 39 Jahren von Zeit der Emiſſion an zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt 
der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung 
Seitens des Staates zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. g 

Gegeben Baden-Baden, den 14. Oktober 1869. 

(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Jahrgang 1869. (Nr. 7540) 5 . Pro- 
Ausgegeben zu Berlin den 22. November 1869. i 


Provinz Pommern, Kegierungsbezirk Stettin. 


Anklamer ) 
Stadtwappen. 


Anklamer Stadt- Obligation 
Bittra. . 
über 
...... Thaler Preußiſch Kurant. 


(Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom e 
Gefeh -Samml. von 18.. S. .). 


Wir Magiſtrat der Stadt Anklam beurkunden und bekennen hiermit, daß der 
Inhaber dieſer Obligation der hieſigen Stadt ein Darlehn von 15015 Thalern, 
e e Thalern Kurant gegeben hat, deſſen Empfang wir hiermit 
beſcheinigen. 

i Dieſe Schuldſumme bildet einen Theil des zu Kommunalzwecken auf Grund 
des Allerhöchſten Privilegiums vdo m aufgenommenen Darlehns 
von 100,000 Thalern. i 1780 


Die Rückzahlung dieſes Geſammtdarlehns geſchieht binnen ſpäteſtens 39 Jah. 


ren von der Emiſſion der Obligationen ab nach Mäaßgabe des feſtgeſtellten Tilgungs⸗ 
plans dergeſtalt, daß die in dieſem mit jährlich Einem Prozent des geſammten 
Anleihekapitals, unter Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, 
ausgeworfene Amortiſationsrate in den Stadthaushalts⸗Etat aufgenommen und 
aus dieſem Tilgungsfonds die Stadt⸗Obligationen eingelöſt werden. Die Folge⸗ 
ordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch das Loos beſtimmt. 
Die Stadtgemeinde Anklam behält ſich das Recht vor, den Tilgungs⸗ 
fonds Behufs größerer Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch um⸗ 
laufende Schuldverſchreibungen auf einmal zu kündigen. Den Inhabern der Obli⸗ 

gationen ſteht ein Kündigungsrecht nicht zu. ichn 
Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, 
an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe 
Bekanntmachung erfolgt ſpäteſtens drei Mongte vor dem Zahlungstermine im 
Preußiſchen Staatsanzeiger, im Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Stettin, 
in der Berliner Börſenzeitung und im Anklamer Kreisblatt. Sobald eines dieſer 
Blätter eingehen ſollte, wird an deſſen Stelle ein anderes vom Magiſtrate mit 
Genehmigung der Königlichen Regierung zu Stettin beſtimmt werde. 
5 Die Auslooſung erfolgt bis zum Ablauf des Jahres 1889. jährlich ein. 
mal im Monat Dezember, und vom Jahre 1890. ab jährlich zweimal im Juni 
und Dezember durch den Magiſtrat. Malt 15 ENTER N 
84 0% Die aba der ausgelooſten Obligationen findet vom 1. Juli be 
ziehentlich 2. Januar des auf die Auslooſung folgenden Jahres an ſtatt. Bis 
\ cet. Ag 


1 


. 
N 4: 


zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zurückzuzahlen iſt, wird daſ⸗ 


ſelbe in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und 1. Juli, mit 42 Prozent 
jährlich verzinſt. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Stadt⸗Hauptkaſſe zu Anklam in der nach dem Eintritt des Fälligkeits⸗ 
termins folgenden Zeit. 

Auch werden die fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die hieſige 


| ſtädtiſche Kaffe in Zahlung angenommen. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
15 2255 die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
uliefern. 

d Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die ausgelooſten, beziehungsweiſe gekündigten Kapitalbeträge, welche inner⸗ 
halb dreißig Jahren nach den Rückzahlungsterminen nicht erhoben werden, ſo⸗ 
wie die innerhalb vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie 
Aut geworden, nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde 
Anklam. 

In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen finden die auf 
die Staatsſchuldſcheine Bezug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 
16. Juni 1819, wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder 
vernichteter Staatspapiere Hh. 1 — 12. mit folgenden näheren Beſtimmungen 


Anwendung: 


) die im F. J. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
giſtrate zu Anklam gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte 
uUurnnd Befugniſſe zuſtehen, welche nach der angeführten Verordnung dem 
0 Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfügungen des Magiſtrats findet 
Rekurs an die Königliche Regierung zu Stettin ſtatt , 
bh) das im g. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem König⸗ 
lichen Kreisgerichte zu Anklam; 
o) die in den $$. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch diejenigen Blätter geſchehen, durch welche die 
0 ausgelooſten Obligationen veröffentlicht werden; f 
dh an die Stelle der im $. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zinszahlungs⸗ 
termine ſollen vier, an die Stelle des in den Fh. 8. und 9. erwähnten 
achten Zahlungstermins ſoll der fünfte treten. 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden: Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der Kupons durch Vor⸗ 
zeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach 
Ablauß der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht 


zum Vorſchein gekommenen Zinsſcheine gegen Quittung ausgezahlt werden. f 
Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjährige Zinskupons auszugeben; Ei 


die ferneren Zinskupons werden für fünfjährige Perioden ausgegeben werden. it 
Gr. 7540.) 154 Die 


e — 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Stadt⸗Haupt⸗ 
kaſſe zu Anklam gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie beige 
druckten Talons. 

Wenn letzterer abhanden gekommen ſein ſollte, ſo erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung — ſofern 
nicht ſchon vorher die Abhebung der neuen Zinskupons⸗Serie gegen den älteren 
Talon vollzogen war — und es wird, daß dies geſchehen, auf der Obligation 
vermerkt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Anklam mit ihrem Vermögen und ihren geſammten Einkünften 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 

Anklam denn nũ»n 18755 


Der Magiſtrat. 
(Unterſchrift des Dirigenten und eines Magiſtratsmitgliedes unter Beifügung der Amtstitel.) 


Eingetragen Fol. ..... IE SUN, 
der Kontrole. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 
Serie I. (II. u. ſ. w.) 


(Laufende 2 des Kupons.) 5 (Laufende 2 des Kupons.) 
Zins kupon 
zur 
Obligation der Stadt Anklam 
SE Ma 
über 
ee Thaler. i 
Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am ten 
. .. 18.. und ſpäterhin an fälligen halbjährlichen Zinſen aus der Stadt⸗ 
Halplkaſſe zu Anklam 225 5 
Alflam ; 1 8 8 


Der Magiſtrat. al 
(Unterſchrift des Dirigenten und eines Magiſtratsmitgliedes unter Beifügung der Amtstitel.) 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn 
deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit 
an, erhoben wird. 


Bemerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und des Magiſtrats⸗ 


mitgliedes können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, 


doch muß jeder Zinskupon mit der eigenhändigen Unterſchrift eines Kontrol- 
beamten verſehen werden. jr 5 


7 


er ‚Pro, 


, . v N eg 


* 
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provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 
Talon. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe bei der Stadt⸗ 
Hauptkaſſe zu Anklam zu der Anklamer Stadt-Obligation 
f Bitte. ese über Thaler Kurant 
die ie Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18.., ſofern nicht von 
dem Inhaber der Obligation gegen dieſe Ausreichung bei dem unterzeichneten 
Magiſtrate rechtzeitig proteſtirt worden iſt. 5 

Anklam, denn! 18. 


Der Magiſtrat. 
(Unterſchrift des Dirigenten und eines Magiſtratsmitgliedes unter Beifügung der Amtstitel.) 


Bemerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und des Magiſtrats⸗ 
mitgliedes können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, 
doch muß jeder Talon mit der eigenhändigen Unterſchrift eines Kontrol⸗ 
beamten verſehen werden. 


(Nr. 7541.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen des 
Elbenauer Deichverbandes im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 
20. Oktober 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von dem Elbenauer Deichverbande beſchloſſen worden, die zur 
normalmäßigen Ausführung der Deichlinie, ſowie zur gründlichen Entwäſſerung 
der Niederung erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, 
wollen Wir auf den Antrag des Deichamtes: zu dieſem Zwecke auf jeden In⸗ 
haber lautende, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen im Betrage 
von 100,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im In⸗ 
tereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in 
Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von 
Obligationen zum Betrage von 100,000 Thalern, „Einhundert tauſend Tha⸗ 
lern“, welche in 400 Apoints à 25 Thaler, in 400 Apoints à 100 Thaler 
und in 100 Apoints à 500 Thaler nach dem nebſt dem Anleihe⸗ und Amor⸗ 
tiſationsplane anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe der Meliorations⸗ 
kaſſenbeiträge des Elbenauer Deichverbandes mit fünf Prozent jährlich zu 
verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung ſpä⸗ 
teſtens vom 2. Januar 1875. ab alljährlich mit mindeſtens Einem Prozent, 
des Kapitals, unter Zuwachs der erſparten Zinſen von den amortiſirten Schuld⸗ 


Nr. 75407541.) ver⸗ 
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verſchreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes- 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 
des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. x 
Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz, 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. i 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Baden-Baden, den 20. Oktober 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itenplitz. v. Selchow. 


Anleihe⸗ und Amortiſationsplan 
für 


das von dem Elbenauer Deichverbande aufzunehmende Anlehen 
von 100,000 Thalern. 00 


H. 1 N 1 j 20 
; Zur normalmäßigen Ausführung der Deichlinie des Elbenauer Deich⸗ 
verbandes und gründlichen Entwäſſerung der Niederung (§. 7. Nr. 3a. und b. 
reſp. Hd. 8. und 10. des Statuts vom 24. Juli 1868., Geſetz Sammlung von 
1868. Seite 789.) ſoll die Summe von 100,000 Thalern angeliehen werden. 


AUueber dieſe Anleihe follen auf jeden Inhaber lautende, mit Zingſcheinen 
verſehene Obligationen im Betrage von reſp. 25 Thaler, 100 Thaler und 
500 Thaler ausgeſtellt werden. Die Darleiher begeben ſich des Kündigungs. 
rechts. Dem Deichamte aber ſteht die Befugniß zu, die Obligationen durch 
Aufruf im Preußiſchen Staatsanzeiger, dem Magdeburger Regierungs⸗Amtsblatte, 
den Calbeſchen und Jerichowſchen Kreisblättern, der Magdeburger Zeitung und 
dem die Korreſpondenten mit einer ſechsmonatlichen Friſt zu kündigen 
und die Rückzahlung nach Maaßgabe der unter $$. 4. und 5. enthaltenen ber 


tref⸗ 


AS 


e 

treffenden Beſtimmungen zu bewirken. Sollte das eine oder andere der betreffen⸗ 
den Blätter und Zeitungen eingehen, fo beſtimmt der Oberpräſident der Provinz 
Sachſen, ob und in welchem Blatte ſtatt des eingegangenen die Bekanntmachung 
zu erfolgen hat. 

1 8.35 


Die Verzinſung der Obligationen erfolgt mit fünf Prozent jährlich, und 
zwar in halbjährlichen Terminen jedesmal am 2. Januar und 1. Juli. Bruch⸗ 
pfennige werden für voll gerechnet. Die Auszahlung der Zinſen erfolgt bei der 
Deichkaſſe in Grünwalde. 

. 


Die Rückzahlung des Darlehns wird dadurch bewirkt, daß nach Vollendung 
der im §. 1. genannten Meliorationsanlagen, und zwar am 2. Januar des auf 
die Vollendung folgenden Jahres, fpätefteng jedoch am 2. Januar 1875. begin⸗ 
nend, alljährlich mindeſtens Ein Prozent des Kapitals der 100,000 Thaler nebſt 
den erſparten Zinſen von den zur Amortiſation gelangenden Obligationen zur 
Tilgung verwandt wird. Der Verband behält ſich jedoch das Recht vor, nach 
Ablauf von vier Jahren den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu ver⸗ 
ſtärken, ſowie ſämmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. 


Die Amortiſationsbeträge, ſowie die Zinſen der Schuld werden durch die 
nach dem Kataſter des Elbenauer Deichverbandes auf die betheiligten Grundſtücke 
zu repartirenden und von den Beſitzern mit den landesherrlichen Steuern zugleich 
einzuziehenden Beiträge aufgebracht. 


$. 5. 


Die jährlich zur Einlöſung kommenden Obligationen werden durch das 
Loos beſtimmt. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Obligationen werden 
unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Ter⸗ 
mins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, vor dem 1. Januar des be⸗ 
treffenden Jahres in den im $. 2. genannten Blättern bekannt gemacht, worauf 
dann die Auszahlung des Kapitals und der Zinſen in dem zunächſt folgenden 
Zinstermine am 1. Juli erfolgt. Mit dieſem Tage hört die Verzinſung des 
zur Rückzahlung an demſelben beſtimmten Kapitals auf. Ausgelooſte oder ge⸗ 
kündigte Obligationen, deren Betrag innerhalb dreißig Jahren nach dem Rück⸗ 


. zahlungstermine nicht erhoben worden iſt, ſowie die bis zum Ablauf des vierten 
Kalenderjahres nach dem Jahre ihrer Fälligkeit nicht erhobenen Zinſen, verjäh⸗ 


ren zu Gunſten des Verbandes. Zinskupons, welche bei früherer Einlöſung des 
Kapitals noch nicht fällig ſind, müſſen mit der Obligation zurückgegeben wer⸗ 
den, widrigenfalls der Betrag von der Kapitalzahlung in Abzug gebracht wird. 
s | $. 6. 
Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld: 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts Ordnung Theil I. 
Titel 51. §§. 120. seg. bei dem Königlichen Stadt⸗ und Kreisgerichte zu 
Magdeburg. Bi 
(Ar. 7541.) Zins⸗ 


— 156 — 
Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei dem Deichamte anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
1 bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 

Mit den Schuldverſchreibungen ſind halbjährige Zinskupons zunächſt auf 
einen Zeitraum von vier Jahren ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Deichkaſſe 
in Grünwalde gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſt des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zins⸗ 
kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung 
rechtzeitig geſchehen iſt. 

5 Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Bac e haftet der Ver⸗ 
band mit ſeinem Grundvermögen, ſowie mit den Beiträgen, die auf Grund der 

SS. 35 ff. des Statuts vom 24. Juli 1868. von den Deichgenoſſen erhoben 

werden. f 


Ser 


Die Obligationen und Zinsſcheine werden nach dem hiernächſt folgenden 
Formulare ausgefertigt und von drei dazu bevollmächtigten Mitgliedern des Deich⸗ 
amtes durch Unterſchrift vollzogen. 


(For⸗ 


tun 36 Bi agen shirön] 281 

i ie 19023 a sy l 7 115 BEIN SISHTHEN 
Elbenauer Deichverbandes 

e ne De 


Der F Deichverband asd dem Inhaber dieſer Schulb⸗ 


verſchrelbung die Summe vonn eee deren ne das unter- 2 


1 


che, A rain Herſtellung der Deichlinie und Binnenentwäſſerung 
der Niederung aufgenommen, einen Theil des durch das Allerhöchſte Privilegium 


... 


Darlehns von Einhundert tauſend Thalern bildet und von Seiten des Gläu⸗ 


bigers unkündbar iſt, nach Maafgabe des umſtehend abgedruckten Anleihe⸗ und = 


Amortiſationsplanes zu feiner Zeit zu tilgen, inzwiſchen aber bis zu dem hier- 
ach zu beſtimmenden R 
ee den al 


Das Deichen des henne Hach perbantee 
| (unterſchriften dreier bevollmächtigten Mitglieder.) 
Gingetragen im Regiſter Mic 


Mit dieser € Obligation ſind acht Sueden, 
on n 1. bis 8. e 5 


1869. (Geſetz-Samml. von 1869. S. .....) genehmigten 


ückzahlungstermine mit fünf e Ahr zu 8 755 


pflichtet ſich eh n die obige c # 


— 188 
ER (Formular zum Zinsſchein )) 
Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Zinsſchein 


zur 
Obligation des Elbenauer Deichverbandes 
Ein „ 
über 
g sr Thaler. 


Inhaber dieſes Zinskupons erhält gegen Rückgabe deſſelben am 2. Januar 
(reſp. 1. Juli) 18 .. und ſpäterhin die halbjährigen Zinſen der vorbenannten 


Obligation mit Thalern Sg N Pf. bei der Deichkaſſe zu 
Grünwalde. 
Grünwalde, den ten 98 8 


Das Deichamt des Elbenauer Deich verbandes. 
(Unterſchriften dreier bevollmächtigten Mitglieder.) 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn der 
Geldbetrag nicht bis zum Ablauf des vierten 
Kalenderjahres nach dem Jahre der Fälligkeit 
erhoben wird. 


Eingetragen im Regiſter A2..... 4 


(Formular zum Talon.) 
Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 
zalın 
zur 
Obligation des Elbenauer Deichverbandes 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Elbenauer Deichverbandes 1107 
Bittere, Meilen ÜBER in nn Thaler à fünf Prozent Zinſen 
die e Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18... bei der Deichkaſſe 
zu Grünwalde, inſofern dagegen nicht von dem als ſolchen legitimirten Inhaber 
der Obligation rechtzeitig Widerſpruch erhoben iſt. Gene a 
Grünwalde, den en Ie N | 
Das Deichamt des Elbenauer Deichverbandes. 1 
(Unterſchriften dreier bevollmächtigten Mitglieder.) 1 
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‚ (Nr. 7542.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. November 1869. betreffend die Genehmigung eines 
Nachtrages zu dem Revidirten Reglement für die Immobiliar⸗Feuerſozie⸗ 
tät der landſchaftlich nicht aſſoziationsfähigen ländlichen Grundbeſitzer 
in den Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen, mit Einſchluß der 

g ländlichen Grundſtücke in dem zum Mohrunger landſchaftlichen Departement 

1 gehörigen Theile des Regierungsbezirks Marienwerder vom 18. November 

0 1860. und zu den durch Allerhöchſten Erlaß vom 27. Februar 1865. ge⸗ 

nehmigten Ergänzungen und Abänderungen dieſes Reglements. 


Auf Ihren Bericht vom 7. d. M. will Ich, in Folge der Berathungen der 
Trreglementsmäßig dazu erwählten Deputirten, dem beiliegenden Nachtrage zu dem 
= Revidirten Reglement für die Immobiliar⸗Feuerſozietät der landſchaftlich nicht 
aſſoziationsfähigen ländlichen Grundbeſitzer in den Regierungsbezirken Königs⸗ 
berg und Gumbinnen, mit Einſchluß der ländlichen Grundſtücke in dem zum 
Mohrunger landſchaftlichen Departement gehörigen Theile des Regierungsbezirks 
Marienwerder vom 18. November 1860. (Geſetz- Samml. ©. 561. ff.), und zu 
den durch Allerhöchſten Erlaß vom 27. Februar 1865. (Geſetz-Samml. S. 105.) 
genehmigten Ergänzungen und Abänderungen dieſes Reglements, hierdurch Meine 
andesherrliche Genehmigung ertheilen. 
f. lien Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz⸗Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. f 
Berlin, den 13. November 1869. 


0 Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


N 


An den Miniſter des Innern. 


Nachtrag 
zu 
dem Revidirten Reglement für die Immobiliar⸗Feuerſozietaͤt der land⸗ 
ſchaftlich nicht aſſoziationsfaͤhigen ländlichen Grundbeſitzer in den 
Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen, mit Einſchluß der 
ländlichen Grundſtuͤcke in dem zum Mohrunger landſchaftlichen De 
partement gehoͤrigen Theile des Regierungsbezirks Marienwerder vom 
18. November 1860. (Geſetz-Samml. S. 561. ff.) und zu den durch 
Allerhoͤchſten Erlaß vom 27. Februar 1865. (Geſetz- Samml. S. 105.) 
genehmigten Ergaͤnzungen und Abaͤnderungen dieſes Reglements. 


Zu F. 25. 
In Stelle des $. 25. tritt folgende Beſtimmung: 
„Die Direktion hat das Recht, einzelne Mitglieder mit der im §. 11. 
angegebenen Wirkung ohne Weiteres von der ferneren Verſicherung bei 
Gr. 75420 f 155* der 
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| | 1 
der Sszietät auszuschließen, wenn für dieſe Maaßregel einer der nach⸗ 
f ſtehenden Gründe vorhanden iſt: N a 
55 ö a) wenn die verſicherten Gebäude ſo baufällig find, daß ihre Bewoh⸗ 
nung oder Benutzung polizeilich unterſagt werden muß, oder wenn die 
Eigenthümer dieſelben dem Verderben Preis geben; 
b) wenn die Bewohner ſich grober Fahrläſſigkeit bei der Handhabung 
von Feuer und Licht ſchuldig machen; 
e) bei verſuchter oder ausgeführter übermäßiger Verſicherung des Mo⸗ 
biliars; a 
d) wenn ein Mitglied die Beiträge länger als ein Jahr nach erfolgter 
Ausſchreibung ſchuldig bleibt.“ 


Zu F. 27. 
Zwiſchen dem erſten und zweiten Alinea des $. 27. wird fol- 
gende Vorſchrift eingeſchaltet: 
„Bei ſeinem freiwilligen oder unfreiwilligen Austritte aus der So⸗ 
zietät kann Niemand die Rückerſtattung feines Fundationsbeitrages oder 
einen Antheil an dem ſonſtigen Sozietätsvermögen beanſpruchen.“ 


Zu H. 28. 
Das erſte Alinea des $. 28. erhält folgende Faſſung: 

„Dieſe Fundationsbeiträge, ſowie die am Schluſſe des Rechnungs⸗ 
jahres verbliebenen Ueberſchüſſe follen zu einem Reſervefonds angeſammelt 
und entweder in Preußiſchen Staatspapieren, Rentenbriefen, Pfandbriefen, 
Obligationen der Provinz Preußen reſp. einzelner Kreiſe dieſer Provinz 
angelegt, oder (jedoch nur bis zum Betrage von 100,000 Rthlrn.) bei 
depoſitalmäßiger Sicherheit hypothekariſch an Sozietätsmitglieder, mit 
Zuſtimmung der Repräſentanten, ſoweit ſich dazu Gelegenheit findet, 
zinsbar ausgeliehen werden.“ 


Zu $. SL. 9 
In Stelle des H. 31. tritt folgende Vorſchrift: N 
„Die außerordentlichen Beiträge werden nur dann get wenn 
die ordentlichen Beiträge, der in der Kaffe etwa noch befindliche Baar⸗ 
heſtand aus der Verwaltung des Vorjahres, ſowie die Zinſen und der 
disponible Beſtand (Zuſatz zu $$. 32. und 33.) des Reſervefonds zur 
Beſtreitung der im Laufe des Jahres vorgekommenen Brandvergütungen, 
bn „ und ſonſtigen Verpflichtungen der Sozietät nicht 
inreichen. 
Sobald hiernach im Laufe des Jahres die Nothwendigkeit der Er⸗ 
hebung außerordentlicher Beiträge ſich herausſtellt, find. dieſelben in be⸗ 
ſtimmten Quoten der ordentlichen Beiträge auszuſchreiben und einzuziehen. 
Die Höhe derſelben richtet ſich nach dem muthmaaßlichen Bedarf bis 
zum 


a nz: 


rei = . 
zum Jahresſchluſſe. Die Zahlung muß binnen vier Wochen nach erfolgter 
Ausſchreibung bei Vermeidung exekutiviſcher Beitreibung erfolgen. 
. Nach dem Schluſſe des Jahres iſt eine Schlußberechnung aufzu⸗ 
i ſtellen.“ N f f 
b 5 Zu §. 32. und 33. 
| In Stelle der $$. 32. und 33. und des Zuſatzes zu $. 33. tritt 
folgende Beſtim mung: 

„Der nach $. 28. gebildete Reſervefonds darf nicht über den Be⸗ 
trag von 500,000 Rthlr. angeſammelt werden; etwaige Ueberſchüſſe 
werden zu den laufenden Ausgaben reſp. zur Ermäßigung der ordentlichen 
Beiträge verwendet. Reichen aber die ſonſtigen Einnahmen (Beſtände 
des Vorjahres, Zinſen des Reſervefonds) und die ordentlichen Beiträge 
zur Deckung des Jahresbedürfniſſes nicht aus, ſo kann dazu der Reſerve⸗ 
fonds, jedoch nur bis auf den Betrag von 200,000 Rthlr., verwendet 
werden. Aber auch dieſes Stammkapital kann in außerordentlichen und 
dringenden Bedarfsfällen angegriffen werden, jedoch muß die Direktion 
ſofort für die Wiederergänzung deſſelben im folgenden Jahre durch Aus⸗ 
ſchreibung und Einziehung außerordentlicher Beiträge Sorge tragen. 

Im Falle etwaiger Auflöſung der Sozietät wird das vorhandene 
Vermögen derſelben an die alsdann vorhandenen Aſſoziirten nach Ver⸗ 
hältniß der Verſicherungsbeträge vertheilt.“ 


Zu F. 34. 


f Bes F. 34. wird mit Rückſicht auf die Zuſatzbeſtimmung in F. 25 d. auf⸗ 
gehoben. 


l f Zu $. 57. 
5 In Stelle des $. 57. tritt folgende Beſtimmung: 
| „Wenn das Feuer durch Vorſatz oder eine nach den allgemeinen 


geſetzlichen Vorſchriften zur Entſchädigung verpflichtende Fahrläſſigkeit, 
oder wenn daſſelbe durch den Ehegatten, die Kinder oder Enkel, die 
Hausgenoſſen oder Dienſtboten des Verſicherten entſtanden iſt und im 
g letzteren Falle der Verſicherte nach den Vorſchriften der 6$. 56. bis 69. 
1 Th. I. Tit. 6. des Allgemeinen Landrechts den durch dieſelben verurſachten 
\ 5 Schaden erſetzen muß, ſo fällt die Verbindlichkeit der Sozietät zur Zah⸗ 


llung der Brandſchadensvergütung fort.“ 


ö 
3 
N \ Ba Zu $. 58. 
N In Stelle des H. 58. tritt folgende Beſtimmung: 
„Die Sozietät darf daher nicht früher Zahlung leiſten, als bis der 

Verſicherte eine Erklärung der kompetenten Königlichen Staatsanwalt⸗ 
5 ſchaft, daß dieſelbe gegen keine der vorgenannten Perſonen wegen e 5 
en) fif 
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ſtiftung einſchreitet, oder, wenn eine gerichtliche Unterſuchung eingeleitet 
das rechtskräftige freiſprechende Erkenntniß beigebracht hat.“ i 


Zu F. 59. 


In Stelle des F. 59. und des Zuſatzes zu demſelben tritt fol- 
gende Beſtimmung: 

„Iſt die Beſtrafung einer der im $. 57. erwähnten Perſonen erſt, 
nachdem die Brandſchadensvergütung ausgezahlt, erfolgt, ſo kann die 
Sozietät, Falls die im §. 57. erwähnten Bedingungen vorliegen, die 
Rückerſtattung der gezahlten Vergütung nebſt fünf Prozent Zinſen vom 
Tage der erfolgten Zahlung von dem Beſchädigten fordern.“ 


Zu H. 60, 
Der F. 60. wird aufgehoben. 


Zu §§. 70. 71. 72. 74. und 82. 


Die $$. 70. 71. 72. 74. und 82. werden in ihrer urſprünglichen Faſſung 
unter Aufhebung der dieſelben betreffenden Abänderungen vom 27. Februar 1865. 
wieder hergeſtellt und lauten daher wie folgt: 
F. 70. ; 

„Die Zahlung der Brandſchadensvergütung wird, Falls nicht etwa 
dem Beſchädigten von der Wiederherſtellung überhaupt Dispenſation 
ertheilt wird (F. 83.), in zwei Raten geleiſtet. 

Die erſte Hälfte ſoll, vorausgeſetzt, daß dem Verunglückten nichts 
im Wege ſteht, wovon das gegenwärtige Reglement ſpätere Zahlungs⸗ 
termine abhängig macht, baldmöglichſt und längſtens in zwei Monaten 
nach dem angezeigten (§. 49.) Brandſchaden, jedoch nur erſt nach dem 
Eingange der Anzeige der Staatsanwaltſchaft, daß gegen den Beſchädig⸗ 
ten und gegen die im $. 57. genannten Perſonen keine Veranlaſſung 
zum Einſchreiten wegen vorſätzlicher Brandſtiftung vorliegt, gezahlt 
werden.“ 5 

95 


„Die Zahlung der zweiten Hälfte der Brandſchadensvergütung ſoll 
nicht von der Vollendung des Retabliſſementsbaues abhängen, ſondern 
ſchon dann geleiſtet werden, wenn der Beſchädigte durch ein Atteſt des 
Bezirkskommiſſarius nachweiſt, daß ein der Brandſchadensvergütung 
gleicher Betrag zum Retabliſſementsbau verwendet und derſelbe auf dem 
Hypotheken⸗Areale bewirkt worden iſt, zu welchem die abgebrannten Ge⸗ 
bäude gehörten.“ 9 7 ö 

2. 


„Wenn über den Nachweis der Verwendung des Betrages zum 
Retabliſſementsbau eine Differenz zwiſchen dem Bezirkskommiſſarius und 
dem Beſchädigten entſteht, ſo wird die Entſcheidung durch zwei 1 

d igte 
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ligte Affoziitte, von denen der eine von dem Bezirkskommiſſarius, der 
andere von dem Beſchädigten gewählt wird, und durch den Ortsvorſtand 
als Obmann getroffen. 

Bei dieſer Entſcheidung müſſen ſich ſowohl der Bezirkskommiſſarius 
als auch der Beſchädigte beruhigen.“ 


$. 74. ge 

„Damit die Zahlung der Brandſchadensvergütungen ſich nicht zu 
lange hinzieht, wird beſtimmt, daß, bei Verluſt des Anſpruchs auf die 
Brandſchadensvergütung, abgebrannte Wirthſchaftsgebäude, Brücken und 
Zäune binnen zwei Jahren, Wohnhäuſer binnen fünf Jahren und öffent⸗ 
liche Gebäude, z. B. Kirchen, Schulen, Dorfsgebäude, binnen funfzehn 
Jahren, vom Brande an gerechnet, retablirt werden müſſen. 

Eine Verlängerung dieſer beſtimmten Retabliſſementsfriſten kann 
a In Direktion nach Anhörung des Bezirkskommiſſarius bewilligt 
werden. 


§. 82. 
„In der Regel hat jeder Aſſozürte, welcher ein Gebäude durch 
Brand gänzlich verliert, gegen die Sozietät die Verpflichtung, das ab⸗ 
gebrannte Gebäude auf demſelben Hypotheken⸗Areal, zu welchem das N 
abgebrannte Gebäude gehörte, wiederherzuſtellen und nur unter dieſer ee 
Bedingung auf die Auszahlung der Vergütungsgelder Anſpruch ($$. 70. ff.). 5 
Indeſſen hängt dieſer Anſpruch niemals von der Wiederherſtellung eines 5 
dem abgebrannten völlig gleichen Gebäudes ab, ſondern es ift nur er- 
forderlich, daß die Vergütungsgelder lediglich zum Bau verwendet 


werden.“ 
Zu F. 77. 


In Stelle des F. 77. und des Zuſatzes zu demſelben tritt fol- 
gende Beſtimmung: 
150 „Der Bezirkskommiſſarius hat für die Unterfuchung des vor⸗ 
gefallenen Brandſchadens Behufs Aufnahme der desfallſigen Verhandlung 
und für die Baureviſionen Behufs Liquidirung der Brandſchadensvergü⸗ 
tung bei einer Entfernung von einer Viertelmeile und mehr von ſeinem 
Wohnorte Diäten und Meilengelder zu erhalten. Die Höhe derſelben 
wird von der Direktion unter Zuſtimmung der Repräſentanten allgemein 
felge und kann auch in derſelben Weiſe einer Aenderung unterworfen 
werden. 
Et Nur für die Feſtſtellung des Brandſchadens und für die einmalige 
Baureviſion bei jedem beſchädigten Aſſozürten Behufs Liquidirung der 
Brandſchadensvergütung werden die Diäten und Meilengelder der Bezirks⸗ 
kommiſſarien aus dem Sozietätsfonds gezahlt, wogegen die Diäten und 
Meilengelder für öftere Baurenifionen von dem Beſchädigten getragen 
und von der anzuweiſenden Brandſchadensvergütung in Abzug gebracht 
werden müſſen.“ 
Zu $. 83. 


„Wenn von der zuſtändigen Behörde die Wiederherſtellung Dr 
Ab⸗ 
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abgebrannten Gebäudes, entweder überhaupt, oder auf dem alten Hypo⸗ 
theken⸗Areal, aus polizeilichen oder anderen Rückſichten unterſagt wird, 
ſo darf dem Brandbeſchädigten die Vergütung, ſoweit ſie ihm ſonſt ge⸗ 
bührt, unter Beachtung der den Hypothekengläubigern zuſtehenden Rechte, 
nicht vorenthalten werden. 

Die Direktion iſt auch berechtigt, auf die zweite Hälfte der Brand⸗ 
ſchadensvergütung Abſchlagszahlungen nach Maaßgabe des vorgeſchritte⸗ 
nen Baues zu leiſten, wenn der Bezirkskommiſſarius die Verwendung 
in den Retabliſſementsbau beſcheinigt.“ 


Zu F. 86. 
In Stelle des F. 86. und des Zuſatzes zu demſelben tritt fol⸗ 
gende Beſtimmung: 

„Eine gleiche Pflicht der Benachrichtigung liegt der Direktion ob, 
wenn der Wiederaufbau des abgebrannten Gebäudes unterſagt oder da⸗ 
von überhaupt oder doch auf dem nämlichen Hypotheken⸗Areal dispen⸗ 
ſirt wird (§. 83.), und es darf alsdann die Zahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme an den Verſicherten in keinem Falle früher, als vier Wochen 
nach dem Abgange der Benachrichtigung geleiſtet werden.“ 

Zu $$. 39. 91. 92. und 100. Nr. 1. 

a Die auf die Etatsfeſtſtellung Bezug habenden zuſätzlichen Beſtimmungen 
in der Verordnung vom 27. Februar 1865, zu den vorgedachten Paragraphen 
des Reglements vom 18. November 1860. werden aufgehoben. G 
An der Berechtigung der Büreau⸗ und Anterbeamten der Sozietät auf 
Penſion nach den für die Staatsbeamten beſtehenden Grundſätzen wird nichts 
geändert, auch ſind ſie, wie letztere, von Zahlung der Penſionsbeiträge befreit. 
Zu g. 92. oder l 

In Stelle des H. 92. tritt folgende Beſtimmung: U 


„Der Verwaltungskoſten⸗Etat wird für einen Zeitraum von 1 


drei Jahren von der Direktion entworfen, von den Repräſentanten feſt⸗ 

geſtellt und dem Oberpräſidenten zur Genehmigung eingereicht.“ 75 
f Zu F. 138. | 

0 7 gegenwärtige Nachtrag zum Reglement tritt mit dem 1. Januar 1870. 

in Kraft. a ö | N Meikbslnatsall 

| Die zur Zeit der Publikation deſſelben Verſicherten find berechtigt, wenn 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſtexiums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 
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